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Der Bundesminister des Auswärtigen 

503-88 -2596 


Bonn, den 23. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auskünfte der Bundesregierung im Fall Dr. Stradc 

Bezug: Kleine Anfrage 315 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 3046 - 


Im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtscliaft be- 
antworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Bei dem in der Kleinen Anfrage genannten Schreiben vom 21. Sep- 
tember 1956 -A 4 - 13529/56 - Strack - handelt es sich um eine 
Antwort des Bundespräsidialamtes. Diese lautet: 

„Sehr geehrter Herr Dr. Andersen! 

Der Herr Bundespräsident, dem Ihr Schreiben vom 18. September 
vorlag, läßt Ihnen mitteilen, daß er aus rechtsstaatlichen Gründen 
sich außer Stande sieht, sich in ein schwebendes Ermittlungsver- 
fahren einzuschalten. Darüber hinaus darf auf die Beantwortung 
der Anfragen der Fraktion der FDP durch den Herrn Bundes- 
minister des Auswärtigen vom 1. Juni 1956 und 14. Juli 1956 
(BT-Drucksachen 2427, 2636) verwiesen werden, in welchen zu 
dieser Angelegenheit eingehend Stellung genommen worden ist. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Einsiedler”. 

Der Sachbearbeiter der Staatsanwaltschaft hat im Sommer 1956 mit 
Herrn Ministerialdirej^tor Dr. Löns verschiedene Ferngespräche ge- 
führt, um Vernehmungstermine festzusetzen. Nach einem Bericht 
des Oberstaatsanwalts in Bonn vom 9. Januar 1957 hat der Sach- 
bearbeiter bei einem derartigen Gespräch in einem ihm heute nicht 
mehr erinnerlichen Zusammenhang darauf hingewiesen, daß nach 
seiner Ansicht einige Auskünfte nicht ganz richtig seien. An Ein- 
zelheiten vermag er sich nicht mehr zu erinnern. 

Herr Ministerialdirektor Dr. Löns hat die dienstliche Erklärung 
abgegeben, er habe mit dem Sachbearbeiter der Staatsanwaltscliaft 
verschiedentlich fernmündlich Vernehmungstermine für Angehörige 
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des Auswärtigen Amts abgestimmt. Es sei ihm nicht erinnerlich, 
daß der Sachbearbeiter darauf hingewiesen habe, nach seiner Ansicht 
seien einige Auskünfte nicht ganz zutreffend. Falls er dies getan 
haben sollte, so müsse es sehr beiläufig gewesen sein, so daß es 
nicht als eine amtliche Erklärung der Staatsanwaltschaft auf gefaßt 
werden konnte. Sonst hätte er — ^r. Löns — eine Aufzeichnung 
gemacht und ihre Weiterleitung an das Bundes] ustizministerium 
veranlaßt. 

Der Oberstaatsanwalt hat in dem genannten Bericht mitgeteilt, er 
habe gegenüber dem Auswärtigen Amt keine Erklärung dahin ab- 
gegeben, daß die Bundestags-Drucksachen 2427 und 2636 unrichtige 
Auskünfte enthalten. 

Daß überhaupt und gegebenenfalls in welchen Punkten Unriditig- 
keiten in den Antworten auf die Kleinen Anfragen 251 und 260 
enthalten sind, konnte bisher nicht festgestellt werden. 

Zu 2. und 3. 

Im Hinblick auf die Ausführungen unter 1. darf ich von einer 
Beantwortung der Fragen zu* 2. und 3. absehen. 


Dr. von Brentano 



